
Obersten Gerichts der Deutschen Demokratischen Re­
publik vom 20. Mai 1952 (NJ 1952 S. 325) und vom 
1. Juni 1951 (NJ 1951 S. 466 f.), wonach eine schematische 
Übernahme der Anklageschrift in den Eröffnungsbe­
schluß nicht den gesetzlichen Erfordernissen genügt, hat 
die Verteidigung geltend gemacht, daß der Eröffnungs­
beschluß lediglich eine Übernahme der Anklage dar­
stelle und deshalb fehlerhaft sei. Dieser Einwand ist 
unbegründet.

Mit Recht hat das Oberste Gericht in seiner Entschei­
dung vom 20. Mai 1952 zum Ausdruck gebracht, daß der 
Eröffnungsbeschluß die Grundlage der nachfolgenden 
Hauptverhandlung ist, und hat aus diesem Grunde die 
Pflicht des Gerichts betont, selbständig und sorgfältig 
das bisherige Ermittlungsergebnis und die Anklage­
schrift bei seiner Entscheidung zu prüfen. Deshalb hat 
es die Gerichte mit dem Ziel der Anleitung der Recht­
sprechung darauf hingewiesen, daß nicht mechanisch 
Teile der Anklage in den Eröffnungsbeschluß über­
nommen werden dürfen. Diese Entscheidung besagt 
natürlich keineswegs, daß damit jeder Eröffnungs­
beschluß, der nach gewissenhafter Prüfung des Ge­
richts zutreffend einen Teil aus der Anklage über­
nimmt, allein deshalb inhaltlich unrichtig würde. Die 
Entscheidungen des Obersten Gerichts gehen zutreffend

davon aus, daß es für die Entscheidung darauf an­
kommt, ob der Eröffnungsbeschluß inhaltlich unrichtig 
ist und das Urteil dadurch im Ergebnis unrichtig 
wird. Ein Eröffnungsbeschluß muß der Vorschrift 
des § 207 'StPO entsprechen. Er ist nur dann rechts­
fehlerhaft, wenn diese selbständige Prüfung des Gerichts 
nicht vorgenommen wurde. Daß die Strafkammer 
mechanisch und ohne selbständige Prüfung die An­
klageschrift in ihren Eröffnungsbeschluß übernommen 
hat, kann aber nicht allein daraus entnommen wer­
den, daß ein Teil der Anklageschrift im Eröffnungsbe­
schluß „eingerückt“ wurde. Wesentliches Kriterium für 
die selbständige Prüfung der Strafkammer ist die Tat­
sache, daß der Eröffnungsbeschluß zu keiner fehlerhaf­
ten Führung des Hauptverfahrens und auch zu keinem 
unrichtigen Urteil geführt hat. Im vorliegenden Falle 
gibt die Fassung des Eröffnungsbeschlusses keinen An­
laß zu der Annahme einer mechanischen Übernahme der 
Anklage, und das Verfahren der Strafkammer ist auch 
in keiner Weise durch die Benutzung der Anklage in 
der Formulierung des Eröffnungsbeschlusses fehlerhaft 
beeinflußt worden. Das vorliegende Urteil entspricht der 
von der Strafkammer bei der Entscheidung über die Er­
öffnung des Hauptverfahrens zugrunde gelegten zutref­
fenden rechtlichen Erwägung.

L i t e r a t u r

Bücher
Ivän Boldizsär: Gegen das ungarische Volk. Staatsverlag Bu­

dapest 1952, brosch., 162 S. (in deutscher Sprache).
Die lange Reihe der Werke, in denen die schmutzigen Metho­

den des Imperialismus in seinem Kampf gegen die Friedens­
kräfte der Welt enthüllt und bloßgestellt werden, findet in 
dieser jüngsten Veröffentlichung des Ungarischen Staatsver­
lages eine wertvolle Bereicherung. Ivän Boldizsär gibt hier eine 
fesselnd geschriebene und erschütternde Darstellung der ameri­
kanischen Umtriebe gegen die Ungarische Volksrepublik seit 
1945. Er schildert die Verschwörung der Horthy-Faschisten, 
Pfeilkreuzler und Militaristen unter der Führung von Ferenc 
Nagy, die sich nach Art des amerikanischen Ku-Klux-Klan orga­
nisiert hatten. Wir lernen die hoch- und landesverräterischen 
Unternehmen der Kirchenführer Mindszenty und GrÖß kennen 
und erfahren von der Sabotage der ungarischen Volkswirtschaft 
durch die Ungarisch-Amerikanische Ölindustrie A. G. (MAORT). 
Der Rajk-Prozeß mit seinen Enthüllungen über die Tätigkeit 
des. amerikanischen Geheimdienstes und der Tito-Clique in 
Ungarn, die widerrechtliche Zurückhaltung ungarischen Eigen­
tums in Westdeutschland durch die USA-Interventen, die Affäre 
des amerikanischen Agenten Vogeler, die Spionagetätigkeit 
amerikanischer Diplomaten — alles das läßt Boldizsär, gestützt 
auf zahlreiches Dokumentenmaterial, an uns vorüberziehen.

Aber die Geschichte dieser amerikanischen Verschwörung 
gegen das ungarische Volk ist gleichzeitig eine Geschichte der 
Niederlagen des USA-Imperialismus, Niederlagen, beigebracht 
von den ungarischen Werktätigen, den Bauern und der fort­
schrittlichen Intelligenz Die ungarische Staatsmacht, geleitet 
von der Partei der Werktätigen unter der Führung von Matyas 
Rakosi, stärkt und festigt sich auf allen Gebieten. Die ameri­
kanische Politik der Mißachtung internationaler Verträge, der 
Verletzung allgemein anerkannter Normen des Völkerrechts, 
der widerrechtlichen Einmischung in die inneren Angelegen­
heiten Ungarns ist gescheitert. Sie wird auch in Zukunft schei­
tern, trotz der Mutual Security Act vom 10. Oktober 1951 mit 
ihrer 100-Millionen-Dollar-Klausel zur Bekämpfung des Kom­
munismus hinter dem ,,Eisernen Vorhang“.

Boldizsär läßt auch die ungarischen Werktätigen sprechen. Sie 
drücken ihren Abscheu aus gegen die schmutzigen Machenschaf­
ten der Amerikaner und ihrer reaktionären ungarischen Helfers­
helfer aus dem Grundadel, der Bourgeoisie, den Militär-, Be­
amten- und Kirchenkreisen. Sie verpflichten sich zu weiteren 
Leistungssteigerungen und zu äußerster Wachsamkeit. Auch 
ihren Stolz über die erreichten Leistungen in der Volksrepublik 
Ungarn bringen die ungarischen Werktätigen zum Ausdruck. 
Wieviel Würde und Selbstbewußtsein liegen in den Worten 
Ferenc Juhacs, eines Mannes, der die Leuteschinderei auf den 
ungarischen Kirchengütern enthüllt: „Früher war ich ein
Knecht auf dem Zisterziensergut, jetzt bin ich Leutnant der 
Volksarmee.“

Für uns gilt es, aus dem Buch Boldizsärs die Lehre zu ziehen: 
Allseitige Festigung unserer Staatsmacht und stärkere persön­
liche Wachsamkeit, um jeden Störungsversuch der Imperialisten 
bei unserem Aufbau sofort unterbinden zu können.

Dr. Gerhard R e i n  t a n z .
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Die Redaktion bittet bei Einsendungen von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte nur einseitig und zweizeilig beschrieben und mit 
ausreichendem Redlglerungsrand versehen sind.
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